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(Jr. 10397.) Geſetz, betreffend die Vorausleiſtungen zum Wegebau. Vom 18. Auguſt 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


F. 1. 

Wird ein öffentlicher Weg oder eine Brücke, welche eine ſelbſtändige Ver⸗ 
kehrsanlage bildet, in Folge der Anlegung von Fabriken, Bergwerken, Stein- 
brüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend, oder durch 
deren Betrieb dauernd, in erheblichem Maße abgenutzt, ſo kann auf Antrag der⸗ 
jenigen, deren Unterhaltungslaſt dadurch vermehrt wird, dem Unternehmer nach 
Verhältniß dieſer Mehrbelaſtung, wenn und inſoweit ſie nicht durch die Erhebung 
von Chauſſee-, Wege-, Pflaſter- oder Brückengeld gedeckt wird, ein angemeſſener 
Beitrag zu der Unterhaltung des betreffenden Weges auferlegt werden. 


Gr 2: 

Inſoweit ein engerer oder weiterer Kommunalverband die geſetzlich einem 
anderen Kommunalverband oder dem Staate obliegende Unterhaltung von Wegen 
auszuführen hat, iſt er zur Stellung von Anträgen gemäß $. 1 ſelbſtändig 
berechtigt. 

§. 3. 

Der Staat iſt zur Stellung derartiger Anträge nur befugt, ſofern er als 
Gutsherr in Betracht kommt. 
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$. 4. 

Bei dauernder Abnutzung eines Weges kann für die Vorausleiſtung ein 
Beitrag oder ein Beitragsverhältniß mit der Maßgabe feſtgeſetzt werden, daß die 
Feſtſetzung ſo lange gilt, bis der Beitrag oder das Beitragsverhältniß im Wege 
gütlicher Vereinbarung oder anderweiter Feſtſetzung geändert iſt. 

Mangels gütlicher Vereinbarung ſteht die Klage auf anderweite Feſtſetzung 
des Beitrags oder Beitragsverhältniſſes beiden Theilen zu. Sie kann nur auf 
die Behauptung geſtützt werden, daß die thatſächlichen Vorausſetzungen, von 
welchen bei Feſtſetzung des Beitrags oder des Beitragsverhältniſſes ausgegangen 
iſt, eine weſentliche Aenderung erfahren haben. d 


§. 5. 
Die zuſtändigen Behörden haben über Anträge auf Feſtſetzung von Voraus⸗ 
leiſtungen, ſowie über Anträge auf Abänderung des feſtgeſetzten Beitrags oder 
des feftgeſetzten Beitragsverhältniſſes nach freiem billigen Ermeſſen zu entſcheiden. 


N, 

Ueber die Feſtſetzung von Vorausleiſtungen entſcheidet in Ermangelung 

gütlicher Vereinbarung auf Klage des Wegebaupflichtigen in erſter Inſtanz: 

a) bei Wegen, welche von den Provinzialverbänden (in der Provinz 
Heſſen-Naſſau von den Bezirksverbänden, in den Hohenzollernſchen 
Landen von dem Landeskommunalverband) oder von den Kreiſen unter 
halten werden, bei Wegen in Stadtkreiſen und in Städten mit mehr 
als 10.000 Einwohnern (in der Provinz Hannover in den bezüglich 
der allgemeinen Landesverwaltung ſelbſtändigen Städten) der Bezirks⸗ 
ausſchuß; b 

p) in allen übrigen Fällen der Kreisausſchuß. 


Zur Entſcheidung über Klagen auf Aenderung der Feſtſetzung einer Voraus⸗ 
leiſtung gemäß F. 4 iſt diejenige Behörde zuſtändig, welche zur Feſtſetzung in 
erſter Inſtanz zuſtändig ſein würde. 


F. 70 
Die vereinbarten oder feſtgeſetzten Beiträge unterliegen der Beitreibung im 
Verwaltungszwangsverfahren. 
| §. 8. 


Die Vorausleiſtungen gemäß §. 1 dürfen nur vom Beginne desjenigen 
Kalenderjahrs ab in Anſpruch genommen werden, welches dem Jahre, worin 
die Klage erhoben wird, unmittelbar vorausgeht. Auf rückſtändig gebliebene oder 
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geſtundete Vorausleiſtungen finden die Beſtimmungen des $. 8 des Geſetzes über 
die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 140) Anwendung. 


8. 9. 


Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden oder dadurch erſetzten Beſtimmungen, 
insbeſondere 


1 


2 


F. 24 der Wegeordnung für das Herzogthum Lauenburg vom 7. Fe⸗ 
bruar 1876, Off. Wochenbl. 1876 S. 27; 


. 42 des Hannoverſchen Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen 


vom 28. Juli 1851 in der Faſſung des Geſetzes, betreffend die Ab⸗ 
änderung dieſes Geſetzes, vom 26. Februar 1877, Geſetz Samml. S. 18, 


F. 7 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Wegegeſetze im Re— 


gierungsbezirke Caſſel, vom 16. März 1879, Geſetz-Samml. S. 225; 


„Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Bes 


ſtimmungen der Wegegeſetze im Regierungsbezirke Wiesbaden, vom 
27. Juni 1890, Gejeg-Samml. S. 225; 


die Geſetze, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit 


Präzipualleiſtungen (Vorausleiſtungen) für den Wegebau 
a) in der Provinz Sachſen, vom 28. Mai 1887, Geſetz-Samml. 
S. 277, 
p) in der Provinz Weſtfalen, vom 14. Mai 1888, Geſetz⸗Samml. 
„116, i 
e) in der Provinz Schleſien, vom 16. April 1889, Geſetz-Samml. 
S. 100, 


d) in der Provinz Schleswig⸗Holſtein mit Ausnahme des Kreiſes 
Herzogthum Lauenburg, vom 2. Juli 1891, Gefetz-Samml. 


S. 299, 

e) in der Provinz Brandenburg, vom 7. Juli 1891, Geſetz-Samml. 
315, 

f) in der Rheinprovinz, vom 4. Auguſt 1891, Geſetz-Samml. 
S. 334, 

g) in der Provinz Pommern, vom 8. März 1897, Geſetz-Samml. 
S. 95; 


6. das Ergänzungsgeſetz, betreffend die Vorausleiſtungen zu Wegebauten, 


vom 11. Juli 1891, Geſetz-Samml. S. 329, ſoweit es ſich auf die 
Wegeunterhaltung bezieht, 


werden aufgehoben. 


$. 10. 
Auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits im Verwaltungs: 
ſtreitverfahren anhängig gemachten Sachen finden die Beſtimmungen der früheren 
Geſetze Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Homburg v. d. H., den 18. Auguſt 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. Budde. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes Bekanntmachung. 72 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. das am 13. Juni 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Serkenrode-Bracht zu Serkenrode im Kreiſe 
Mefchede durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg 
Nr. 34 S. 531, ausgegeben am 23. Auguſt 1902; 

das am 11. Auguſt 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft im Gebiete der unteren Stepenitz zu Weiſen 
im Kreiſe Weſtprignitz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 37 S. 391, ausgegeben am 
12. September 1902. 


e 
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